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effekt, der vielleicht schon bei Vergabe eines kleinen 
Aktienanteiles, vielleicht von 10®/», an Anlageinter­
essenten erzielt werden kann — also ohne Herein­
nahme eines bestimmten Partners —, sollte sorgsam 
untersucht werden, da angenommen werden kann, daß 
ihm künftig größere Bedeutung zukommt. Bisweilen 
mag auch die Aufnahme eines inländischen Partners 
oder der Verkauf eines bestimmten Prozentsatzes an 
Aktien im Anlageland Voraussetzung für die Beteili­
gung oder Kreditbereitstellung nationaler Entwick- 
lungsinstitute sein. Einen Sonderfall stellt die Gemein- 
sdiaftsgründung mit der Regierung oder einer staat­
lichen Institution oder Firma dar. Bei dieser Lösung 
verdienen die Vor- und Nachteile besonders geprüft 
zu werden.

„ Jo in t ven ture“ ke in  D ogm a

In einer Zeit, in der die Zusammenarbeit und Partner­
schaft mit den Entwicklungsländern eine neue Welt- 
ordnung weit über das W irtsdiaftliche hinaus schaffen, 
ist es ratsam, auf Anwendung dieses Prinzips in der 
Unteinehmungspraxis nur dort zu bestehen, wo die 
Vorteile offensichtlich sind. Generell das „joint ven­
ture“ zu fordern, würde dem Prinzip selbst zuwider­
laufen. Andererseits muß man ebenso klar das Inter­

esse der gastgebenden Regierungen an einer möglichst 
breiten Beteiligung nationaler W irtschaftskreise an der 
Industrialisierung des Landes erkennen. Im organisa­
torischen Bereich kann wenigstens etwas getan wer­
den: Die führenden W irtschaftskreise und Organisatio­
nen des Anlagelandes sollten beim Suchen eines seriö­
sen und potenten Partners behilflich sein und durch 
ihr Verhalten auch nach dem Zustandekommen der 
Partnerschaft dem ausländischen Partner das Gefühl 
geben, daß viele unausgesprochene Bedenken zumin­
dest in ihrem Lande keine Basis haben.

In den Industrieländern fehlen genauere Informationen 
über die besonderen Bedingungen einer Zusammen­
arbeit mit Partnern aus den Entwicklungsländern in 
Gemeinschaftsfirmen. W ir benötigen eine sachliche 
Grundlage für die Beurteilung der Anlageform „joint 
venture", damit Fehler vermieden werden können. 
Für eine (vorwiegend gefühlsmäßige) Abneigung ist 
angesichts der Tendenzen in der Weltwirtschaft kein 
Platz. Das „joint ven ture“ hat zahlreiche Vorteile auf­
zuweisen, die jedenfalls sachlich geprüft werden müs­
sen. W ie oft von dieser Anlageform Gebrauch gemacht 
werden kann, wird wesentlich von der Ausgangslage 
des Investors, dem Investitionszweck und vom Vor­
handensein geeigneter Partner abhängen.

Zur Lage der deutschen Seeschiffahrt
Dieter Steinkröger, Hamburg

Die seit 1957 nahezu ununterbrochen anhaltende 
Depression auf den internationalen Seefrachten­

märkten hat auch in weiten Teilen der deutschen See­
schiffahrt zu schweren Verlusten und als deren Folge 
im weiteren Verlauf in zunehmendem Maße zu 
existenzbedrohenden finanziellen Schwierigkeiten ge­
führt. So mußten nach Angaben des Verbandes Deut­
scher Reeder innerhalb der letzten 10 Jahre 22 deut­
sche Reedereien mit einer Gesamtflotte von 55 Schiffen 
mit insgesamt 127 000 BRT ihre Zahlungen einstellen. 
Weitere 22 Reedereien mit einer Gesamtflotte von 
46 Schiffen und insgesamt 88 000 BRT wurden aus dem 
gleichen Grunde ohne großes Aufheben still liquidiert. 
Darüber hinaus ist es ein offenes Geheimnis, daß eine 
nicht gerade geringe Anzahl w eiterer deutscher Reede­
reien bisher nur mit Hilfe ihrer Hausbanken über die 
Runden gekommen ist. Zudem unterstreichen die in 
letzter Zeit erfolgten Übernahmen bisher selbständiger 
Schiffahrtsunternehmen in den Konzembereich deut­
scher Industrie- bzw. ausländischer Schiffahrtsunter­
nehmen den Ernst der Situation.

Andererseits haben die beiden deutschen Groß-Linien- 
reedereien Hapag und Norddeutscher Lloyd mitten in 
der Krise nach 30jähriger Pause erstmals für das Ge­
schäftsjahr 1960 die Zahlung von Dividenden in Höhe 
von 6®/i> auf das berechtigte Grundkapital w iederauf­
nehmen und fortsetzen können. Die dritte deutsche 
Groß-Linienreederei, die Deutsche Dampfschiffahrts­
gesellschaft „Hansa", schüttet bereits seit 1956 Divi­

denden aus; und sicherlich gibt es eine Reihe weiterer, 
nicht publizitätspflichtiger deutscher Reedereien, die 
auch unter den ungünstigen Umständen der letzten 
Jahre noch Gewinne erzielen konnten oder die zu­
mindest die allgemeine Schiffahrtskrise bisher ohne 
nennenswerte V erluste überstanden haben.

D urch S e lb s th ilfe  ü b erfo rdert?

Diese recht differenzierte wirtschaftliche Lage der 
deutschen Schiffahrtsunternehmen ha t denn auch zu 
einer teilweise scharfen Kritik an den zunehmend 
dringlicher werdenden Forderungen der deutschen 
Reederschaft nach gezielten und generellen finanziel­
len Hilfen des Staates, die über die bisherigen Maß­
nahmen zur Verbesserung der Lage der deutschen 
Schiffahrt hinausgehen, laut werden lassen. Unter Hin­
weis darauf, daß offensichtlich nur die größeren deut­
schen Reedereien rentabel arbeiten können, wird da­
bei zu einer Konzentration und damit zu einer V er­
besserung der Unternehmensstruktur der mittelständi­
schen Schiffahrt geraten, bevor sie w eitere Hilfen der 
öffentlichen Hand beansprucht. Unausgesprochen mag 
damit die Vorstellung verbunden sein, daß sich die 
Schiffahrt auf diese W eise selbst helfen könne.

Auf den ersten Blick mag dieser Gedanke zwar be­
stechend sein. Bei eingehender Überlegung zeigt sich 
jedoch, daß die eigentliche Ursache der ungünstigen 
Lage w eiter Teile der deutschen Seeschiffahrt auf 
W ettbewerbsnachteilen beruht, die in erster Linie in
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ihrer ungünstigen Finanzstruktur und auf steuerlichem 
Gebiet zu suchen sind. Und es zeigt sich weiterhin, 
daß auch viele derjenigen Reedereien, die bisher nodx 
mehr oder weniger gut die allgemeine Schiffahrtskrise 
überstanden haben, einer möglicherweise eintretenden 
weiteren Versdilecäiterung ihrer Ertragslage durchaus 
nicht gut gerüstet gegenüberstehen.

Aufgelegte Seescfaiffstonnage
(in Vo des jew eiligen Bestandes) i)

Land 1.7.1959 1.7.1960 1.7.1961 1.7.1962 1.7.1963

Liberia
Panama
Großbritannien
Norwegen
Niederlande
Deutsdiland

17.0
23.0
5.8
9.9 
2,7 
3,2

11.4
10.4 
4,2 
7,0 
2,5 
0,7

8,9
4.6 
2,2
3.6 
0.4 
0,4

6,1
4,2
1,8
1,9
0.0
0,5

3,1
3,9
2,4
1.3
0,3
0.5

1) Errechnet nadi Angaben von Lloyd's Register, Statistical Tables, 
und des Instituts für Sdiiffahrtsforschung, Bremen, Statistik der 
Sdiiffahrt.

Daß die Nachteile der deutschen Schiffahrt im W ett­
bewerb auf den internationalen Seefrachtenmärkten 
bisher nicht durch überhöhte Betriebskosten verursacht 
worden sind, wie sie z. B. beim Einsatz veralteter 
Tonnage oder — w ie in der US-amerikanischen Schiff­
fahrt —: durch ein außerordentlich hohes Niveau der 
in inländischer W ährung aufzubringenden Kosten ent­
stehen, ergibt sich aus den relativ geringen Auf­
legungsziffern in der deutschen Schiffahrt. Geht man 
nämlich von der Überlegung aus, daß ein Schiff zur 
Minimierung der Verluste zweckmäßig dann aufgelegt 
wird, wenn die durch die Infahrthaltung des Schiffes 
verursachten Kosten — im wesentlichen handelt es 
sich dabei bis auf geringe Restposten um die gesamten 
Betriebskosten sowie um einen Teil der Verwaltungs­
kosten, nicht aber um die Abschreibung und Verzin­
sung des Schiffes — nicht mehr durch Erträge gedeckt 
werden können, dann läßt sich aus der obigen Auf­
stellung der prozentual zum jeweiligen Tonnagebestand 
aufgelegten Tonnage der deutschen und einiger be­
deutender Konkurrenzflotten entnehmen, daß der Teil 
der deutschen Handelsflotte, der seine Betriebskosten 
nicht mehr decken konnte, im Vergleich zu den V er­
hältnissen in einigen ausländischen Flotten recht 
gering ist.

Aufgelegte Trpckenfradit- und Passagierschiffstonnage
(in ®/o des jew eiligen Bestandes) i)

Land 1.7.1959 1 1.7.1960 ' 1.7.1961 1.7.1962 1.7.1963

Liberia 23,4 8.8 3,2 2.7 4.5
Panama 29,2 8,5 3,5 2,4 4,9
Großbritannien 4,7 0,9 0,5 1.1 2,5
Norwegen
Niederlande

6,9 1,9 1,0 1,1 1,2
1.3 0,3 0,0 0,0 0,2

Deutsdiland 2,4 0,5 0,2 0,1 0,3

1) Erredinet nach Angaben von Lloyd's Register, Statistical Tables, 
und des Instituts für Schiffahrtsforschung, Bremen, Statistik der 
Schiffahrt.

Da bei allen hier genannten ausländischen Flotten der 
Anteil der Tankertonnage an  der Gesamttonnage grö­
ßer w ar als bei der deutschen Handelsflotte, der Kon­
junkturverlauf in der Tankerfahrt aber gewisse Unter­
schiede zum Konjunkturverlauf in der Trockenfracht­
fahrt aufwies, haben wir entsprechende anteilige Auf­
legungsquoten auch allein für die Gruppe der Trocken­

frachter und Passagierschiffe errechnet. W enn sich da­
bei auch einige Verschiebungen ergeben, so ändert' 
sich an dem grundsätzlichen Ergebnis doch kaum etwas.

H o h e Z in s la s t schafft W ettbeicerbsnachteil

Liegen die W ettbewerbsnachteile der deutschen Schiff­
fahrt aber nicht auf dem Gebiet der Betriebskosten, 
so können sie nur durch Nachteile bei den Kapital­
kosten, also im wesentlichen der Abschreibung des 
Schiffsvermögens und der Verzinsung des darin  inve­
stierten Kapitals, erklärt werden, wenn von steuer­
lichen Nachteilen zunächst abgesehen wird. Da der 
W iederaufbau der deutschen Handelsflotte zu einer 
Zeit laufender Preissteigerungen erfolgte, während die 
ausländischen Flotten bereits längst w ieder aufgebaut 
waren und nur ihre laufenden Ersatzbauten den ge­
nannten Preissteigerungen unterlagen, w aren mög­
licherweise bereits die gebrauchsbedingten Abschrei­
bungen bei der deutschen Schiffahrt vergleichsweise 
dementsprechend höher. Andererseits verfügten die zu­
nächst vergleichsweise modernen deutschen Schiffe 
über gewisse Betriebskostenvorteile, die die höheren 
Abschreibungen ausgleichen mochten. Der eigentliche 
W ettbewerbsnachteil der deutschen Schiffahrt liegt so­
mit in der ungeheuren Zinslast, die ihre weit überwie­
gende Finanzierung auf dem Kreditwege mit sich 
gebracht hat.

W ährend nämlich die Kriegsverluste der ausländischen 
Flotten durchweg entweder durch staatlicherseits ab­
geschlossene Kriegsversicherungen oder durch direkte 
Ersatzleistungen des Staates ausgeglichen wurden, sind 
sowohl die Kriegsverluste als auch die Reparations­
verluste nach dem Kriege, die be i der deutschen Han­
delsflotte insgesamt rd. 9 8 %  des Tonnagebestandes 
zu Anfang des Krieges ausmachten, ohne nennens­
werte Entschädigung geblieben. Die damit nachhaltig 
zerstörte Eigenkapitalbasis der deutschen Reedereien 
w irkt sich in ihrer K apitalstruktur audi heute noch in 
einem bedenklich hohen Frem dkapitalanteil aus. So 
beliefen sich in den Jahren 1958'bis 1961 die offen 
ausgewiesenen Eigenmittel der Hapag auf zwisdien 19 
und 22“/» des Anlagevermögens, die des Norddeut­
schen Lloyd auf zwischen 16 und 19 Vo sowie die der 
„Hansa" auf zwischen 8 und 10 “/o des A nlagever­
mögens. A udi wenn damit zu rechnen ist, daß in den 
Vermögenspositionen dieser Gesellschaften noch Be­
w ertungsreserven stecken, dürfte der Eigenmittelanteil 
am Anlagevermögen im Durchschnitt kaum 25 °/o über­
steigen.

Nimmt m an nun beispielsweise an, daß die verblei­
benden 75 °/o Fremdmittel mit durchschnittlich 6 V» zu 
verzinsen wären, so müßte der nach Abzug von Be­
triebskosten, Verwaltungskosten und Abschreibungen 
verbleibende Überschuß eine gleich hohe Verzinsung 
des gesamten in den Anlagen stehenden Kapitals er­
geben, wenn auch die Eigenmittel eine Rendite von 
6 ”/o vor Abzug der Steuern erzielen sollen. Steigt die 
Gesamtkapitalverzinsung auf 8 °/o, so würde, da sich 
an der Fremdkapitalverzinsung nichts ändert, die 
Eigenkapitalverzinsung auf 14 ”/o ansteigen. Umge­
kehrt w ürde ein Absinken der Gesamtkapitalverzin-
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sung auf 4Vi> bei unveränderter Fremdkapltalverzln- 
sung von 6 ”/i) bereits einen Verlust von 2Vi) der 
Eigenmittel auslösen. Bei einer vollständig mit Eigen­
kapital finanzierten ausländisdien Reederei würde da­
gegen die Eigenmittelverzinsung stets der Gesamt­
kapitalverzinsung entsprechen.

Dazu sei bemerkt, daß z. B. die in der englischen 
Schiffahrtszeitschrift „Fairplay" jährlich veröffentlich­
te n  Bilanzzahlen von etwa 20 britischen Linienreede­
reien  und weiteren etwa 20 britischen Trampreedereien 
e in e  durchschnittliche DecJcung der Flottenbuchwerte 
durch Eigenmittel einschließlich offener Reserven von 
rd . 130 bzw. 120 Vo in den letzten Jahren ergaben. Die 
som it der Gesamtkapitalverzinsung entsprechende 
Eigenkapitalrendite ermäßigte sich — gemessen an 
d e n  gezahlten Dividenden — bei den Linienreedereien 
im  Durchschnitt von 3,14 Vo 1958 auf 1,89 “/o 1962 
u n d  bei den Trampreedereien im Durchschnitt von 
4,60 Vo 1957 auf 1,66 “/o 1962. W ird berücksichtigt, 
d a ß  die gezahlten Dividenden nicht unbedingt den 
tatsächlich erzielten Jahresgew innen gleichzusetzen 
s ind , sondern daß in guten Jahren aus den erzielten 
Gewinnen außerdem Reservierungen vorgenommen 
w^orden sein dürften und daß andererseits während 
d e r  Depressionsjahre möglicherweise Reserven für 
Gewinnausschüttungen aufgelöst worden sind, dann 
la ssen  sich daraus die in der Schiffahrt üblichen star­
k e n  Schwankungen der Rendite des insgesamt inve­
stie rten  Kapitals entnehmen.

ü b e r  die Frage, ob auch im Verlaufe einer längeren 
Depression noch Gewinne erzielt werden können oder 
V erluste  hingenommen werden müssen, entscheiden 
cdemnach in starkem Maße die Finanzierimgsverhält- 
m isse zusammen mit der durchschnittlichen Höhe der 
¡Fremdkapitalverzinsung und der betriebsindividuellen 
Ertragslage im Verhältnis zur Kostenlage. Aus der 
sstarken Differenzierung dieser Größen innerhalb der 
dleutschen Seeschiffahrt erklärt sich auch die derzeitig 
rrecht unterschiedliche wirtschaftliche Lage der einzel­
m en Reedereien.

Geringere K r is e n a n fä l lig k e it . . .

EDie Ertragslage wird von den internationalen See- 
firachtenmärkten bestimmt, auf denen die einzelnen 
RReedereien jeweils tätig sind. Daß es dabei auf den 
nregional und sadilich gegliederten M ärkten gewisse 
LTJnterschiede in der Stärke der Konjunkturausschläge 
ggibt, die evtl. entscheidend sind, ist nur natürlich \md 
leläßt sich von seiten der Reedereien nicht ändern. Ge- 
wwisse, wenn auch begrenzte Möglichkeiten des direk- 
teten Eingriffs der Reedereien bietet dagegen die 
KKostenlage. Hier können in manchen Fällen Betriebs- 
zizusammenschlüsse oder die engere Zusammenarbeit 
mmit anderen Betrieben zu einigem Erfolg führen. Ist 
eieine Verbesserung der Kostenlage aber nur durch den 
EiEinsatz modernster, d, h. in der Trampschiffahrt in der 
RRegel größerer Schiffe und in der Linienschiffahrt in 
mmancfaen Fällen schnellerer Schiffe möglich, dann ist 
eieine solche Anpassung für die meisten deutschen 
RÄeedereien wegen ihrer erschöpften Finanzkraft ausge- 
scichlossen. Besonders nachteilig hat sich das bisher bei

den deutschen Trampreedereien bem erkbar gemacht, 
die dem seit Beginn der Schiffahrtskrise im Massen­
guttransport eingetretenen Strukturwandel nur in 
Ausnahmefällen mit dem Einsatz größerer und zu ent­
sprechend niedrigeren Kosten fahrender Schiffe Rech­
nung tragen konnten. Selbst in den Fällen, in denen 
die deutschen Reedereien außer ihren Betriebskosten 
und den aufzuwendenden Zinsen auch die vorgenom­
menen Abschreibungen bisher in  vollem Umfange 
verdienten, können die aus den Abschreibungen ge­
wonnenen flüssigen Mittel in den seltensten Fällen 
für Neubauten herangezogen werden, da sie in erster 
Linie für die Tilgung der hohen Frem dkapitalver­
pflichtungen verwendet werden müssen. Ob die in 
Höhe von rd. 50 Mill. DM seit 1961 jährlich der Schiff­
fahrt gewährten Neubaudarlehen allein diese Lücke 
schließen können, wagen wir ernsthaft zu bezweifeln, 
zumal nach den Richtlinien des Bundesministers für 
V erkehr je  Schiff nur 20 *>/o des W erftpreises, höchstens 
aber 4,5 Mill. DM je  Schiff bereitgestellt werden.

Die durchschnittliche Höhe der Fremdkapitalverzin­
sung wird durch die aus Bundesmitteln den Reede­
reien gezahlten Zinsbeihilfen, allerdings nur im Ver­
lustfalle, bestenfalls auf 4 “/», höchstens jedoch um 3 “/» 
herabgesetzt. Sicherlich bedeutet diese Maßnahme für 
viele Reedereien eine willkommene Hilfe. Eine Gleich­
stellung mit den zumeist in vollem Umfange mit Eigen­
kapital finanzierten ausländischen Reedereien bringt 
sie jedoch insofern nicht, als bei starkem Absinken der 
Gesamtkapitalverzinsung die deutschen Reedereien 
ernexit Verluste hinzunehmen haben. Bei einer Finan­
zierung mit Fremdkapital in Höhe von 75 “/o würde 
z. B. audi unter diesen verbesserten Umständen eine 
auf 3 Vo gesunkene Gesamtkapitalverzinsung durch 
die zu zahlenden Fremdzinsen in vollem Umfange auf­
gezehrt werden; und ein Absinken der Gesamtkapital­
rendite auf 0 w ürde bereits Verluste in Höhe von 
12 “/o der Eigenmittel verursachen.

W ie schnell ein solches Absinken der Rendite möglich 
ist, kann daraus ersehen werden, daß z. B. die Ge­
winne, die bei der Hapag und dem Norddeutschen 
Lloyd für das Geschäftsjahr 1961 die Ausschüttung 
einer Dividende von 6 Vo auf das Grundkapital ermög­
lichten, nur 1,1 bzw. 0,7 “/o des Umsatzes ausmachten 
und daß die Zinsaufwendungen sich nur auf 2,6 bzw. 
3,1 ”/o der Umsatzerlöse beliefen. Die wohlausgewo­
gene Zusammenstellung der Fahrtgebiete dieser Un­
ternehmen erschwert zwar größere Schwankungen der 
Ertragslage, die kleineren, auf einseitige Fahrtgebiete 
ausgerichteten Linienreedereien sowie vor allem die 
Trampreedereien sind jedoch sehr starken Brtrags- 
schwankungen ausgesetzt. Bei ihnen geht es bei un­
günstiger Ertragslage zumeist gar nicht mehr um die 
Frage, w ie hoch die Rendite des gesamten im Anlage­
vermögen investierten Kapitals ist, sondern eher dar­
um, ob die Fremdzinsen überhaupt noch eingefahren 
werden können oder ob sogar auch die Abschreibun­
gen nicht mehr verdient werden. Tritt der letztere Fall 
ein, dann führt das einerseits zu einer sehr schnellen 
Aufzehrung der Eigenmittel und anschließender Über­
schuldung mit entsprechenden Auswirkungen auf die 
Kreditwürdigkeit und andererseits noch schneller zu
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Liquiditätssdiwierigkeiten, da die notwendigen flüs­
sigen M ittel für die Verzinsung und Tilgung der 
Fremdmittel nidit mehr aufgebradit werden können. 
Die Konsequenz ist, daß Unternehmen, die betriebs­
kostenmäßig durdiaus konkurrenzfähig sind, wegen 
ihres mangelnden finanziellen Stehvermögens aus dem 
W ettbewerb aussdieiden müssen. Daß in soldien Fäl­
len mit Zinsbeihilfen nidits auszurichten ist, dürfte 
auf der Hand liegen.

. . . bei verbesserter K a p ita ls tru k tu r  m öglich

Da voll mit Eigenmitteln finanzierte Unternehmen in 
der gleichen Lage zwar ebenfalls V erluste hinzuneh­
men haben, die allerdings nicht so sdinell zur Auf­
zehrung der Eigenmittel führen, im übrigen aber jah re­
lang auf die Deckung ihrer Absdireibungen durch Er­
träge verzichten können, ohne dadurch in finanzielle 
Schwierigkeiten zu geraten, kann eine wirksame Hilfe 
für die deutsdie Seesdiiffahrt nur darin bestehen, das 
Übel bei der W urzel zu packen und mit allen M itteln 
auf eine Verbesserung der K apitalstruktur der deut- 
sdien Reedereien hinzuarbeiten. Dazu gehören auch 
Bundesdarlehen, die wie die klassisdien W iederauf­
baudarlehen mit solchen Bedingungen ausgestattet 
sind, daß sie eine Funktion als Eigenmittelersatz er­
möglichen, d .h . nur gewinnabhängig zu verzinsen und 
zu tilgen sind. Die Erhöhung des Anteils an editen 
Eigenmitteln bei den deutsdien Reedereien läßt sidi 
jedodi nur durdi Zuführung von Beteiligungskapital 
öder die Begünstigung von Gewinnthesaurierungen 
bewerkstelligen. Da die Sdiiffahrt als risikoreich be­
kannt ist, dürfte Beteiligungskapital aber nur dann zu 
gewinnen sein, wenn durch geeignete steuerlidie Maß­
nahmen entweder die Beteiligung begünstigt oder die 
Schiffahrt selbst attraktiv  gemacht wird. Die Begün­
stigung von Gewinnthesaurierungen hat natürlich nur 
dann einen Sinn, wenn in der Schiffahrt überhaupt in 
breiter Front Gewinne erzielt werden können. Als 
langfristig wirkende steuerliche Maßnahme, die in der 
Zukunft durdiaus Bedeutung erlangen könnte, müßte 
sie jedoch bereits je tzt vorbereitet werden.

Im übrigen wäre es ohnehin dringend erforderlich, die 
Besonderheiten der Seeschiffahrt bei der Besteuerung 
stärker zu berücksichtigen. Unabhängig vom Gewinn 
zu zahlende Steuern, w ie insbesondere die Gewerbe­
steuer, für die sich im Ausland in dieser Form kein 
Gegenstück findet, sollten der Schiffahrt erspart blei­
ben, weil sie geeignet sind, das völlig unzureichende 
finanzielle Durchhaltevermögen der deutschen Reede­
reien gerade im ungeeignetesten Augenblick am 
stärksten zu belasten. Zwar werden auf Grund von 
Billigkeitsmaßnahmen der Küstenländer zur Zeit nur 
noch die Hälfte der langfristigen Fremdkapitalien 
(Dauersdiulden) und die Hälfte der darauf zu zahlen­
den Zinsen dem zu versteuernden Gewerbekapital bzw. 
dem zu versteuernden Gewerbeertrag hinzugerechnet, 
trotzdem tritt noch immer der wohl einmalige Fall ein, 
daß Unternehmen, die sich im Verlust befinden, mit 
einer derartigen Steuer belastet werden.

Auf dem  Gebiete der Einkommen- bzw. Körperschaft­
steuer sollte der außerordentlidi stark  schwankenden 
Ertragslage in weiten Bereichen der Seeschiffahrt, in 
der W eise Rechnung getragen werden, daß Verlust- 
vbrträge nicht mehr nur fünf Jahre, sondern unbe- 
sdiränkt vortragsfähig sind und daß d ie steuerlich zu­
lässigen Abschreibungen auf Seeschiffe f lex ib ler. 
gestaltet werden. Durch die Beschränkung der Vor­
tragsfähigkeit von Verlusten w erden wiederum die 
m ittleren und kleineren Linienreedereien sowie die 
Trampreedereien am stärksten betroffen. M üssen sie 
einerseits in der Depressionsphase die stärksten  Ver­
luste hinnehmen, so haben sie dafür andererseits in 
den folgenden guten Jahren die größten Gewinn­
chancen. W enn dann die vorangegangenen Verluste 
nicht mehr in vollem Umfang steuerlich geltend ge­
macht werden können, werden sie höher besteuert als 
Unternehmen, deren Ertragslage ausgeglichener ist. 
Mit einer Schiffahrtspolitik, die den Reedereien helfen 
will, die Kriegsfolgelasten zu überwinden, läßt sich 
das jedoch keineswegs vereinbaren. Eine beweglichere 
Gestaltung der Abschreibungsmöglichkeiten könnte 
umgekehrt in Jahren  mit hohen Gewinnen die Legung 
stiller Reserven ermöglichen, die in anschließehden 
Verlustjahren aufzulösen wären, so daß es möglichst 
gar nicht erst zu Substanzverlusten käme. Hierbei ist 
jedoch darauf hinzuweisen, daß eine wirksame Sperre 
gegen eine Verwendung der soldiermaßen angesam­
melten flüssigen M ittel zu Erweiterungsinvestitionen 
eingebaut werden müßte, solange nicht in angem esse­
nem Umfange Fremdmittel vorweg getilgt werden. 
Denn Sinn der Verbesserung der Abschreibungsmög­
lichkeiten kann jetzt nicht m ehr eine Forcierung des 
W iederaufbaus, sondern nur eine Verbesserung der 
Kapitalstruktur und damit eine V erringerung der 
Krisenanfälligkeit sein.

Die steuerfreie Reservierung von Buchgewinnen aus 
Schiffsverkäufen sollte darüber hinaus in sinnvoller 
W eise notwendige Ersatzinvestitionen zur Anpassung 
der Flotte an den allgemeinen Strukturwandel im Hin­
blick auf die Schiffsgrößen und -geschwindigkeiten er­
leichtern und damit zur Sicherung ihrer betriebskosten­
mäßigen W ettbewerbsfähigkeit beitragen. Bemerkens­
w ert an diesem Katalog von Wünschen, die im Inter­
esse einer langfristigen Konsolidierung der deutschen 
Seeschiffahrt an die Steuergesetzgebung zu stellen 
sind, ist, daß er für d ie  weit überwiegende Zahl der 
konkurrierenden ausländisdien Flotten in den ver­
schiedensten Formen und mit den unterschiedlichsten 
Schwerpunkten bereits längst verw irklicht ist. Die 
deutsche Seeschiffahrt braucht aber auf steuerlichem 
Gebiet die gleichen Startbedingungen w ie ihre aus­
ländische Konkurrenz, wenn vor allem die von der 
Depression bisher noch nicht ernsthaft betroffenen 
Reedereien in die Lage versetzt w erden sollen, die 
bisherigen Erfolge des W iederaufbaus zu sichern und 
weiteren Strukturwandlungen, die sich insbesondere 
in der Linienschiffahrt abzeichnen, gewachsen zu sein.
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